
Kolonialpolitik heute
„Lettland in der EU-Osterweiterung“

Herausgeber:
Netzwerk Dezentrale EnergieNutzung e.V. sowie
Grundtvig-Stiftung e.V.
für bürgerbewegte politische Bildung

Max-Eyth-Allee 22, 14469 Potsdam, August 2001

In der Diskussion über eine demokratische EU wird zu oft verdrängt, daß
die aufzunehmenden Osteuropäer -  ausser den Tschechen - keine demokra-
tischen Traditionen haben. Selbst Westeuropa hat historisch betrachtet nur
ein paar Jahre demokratische experimentelle Erfahrungen. Es darf nicht
übersehen werden: Wenn nicht innerhalb relativ kurzer Zeit eine demo-
kratischere EU geschaffen wird als die EU sich jetzt benimmt, treibt die
gesamte Konstruktion mit sozialer Schlagseite in gefährliche Fahrwasser.
Angesichts des exzessiven Ölimports der EU und seiner komplementären
„out of area“ Militärpolitik kann das in einem zu erwartenden Weltensturm
zum Totalverlust führen.
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“Aufklärung ist der Ausgang des Menschen aus seiner selbst verschuldeten
Unmündigkeit. Unmündigkeit ist das Unvermögen, sich seines Verstandes
ohne Leitung eines anderen zu bedienen. Selbstverschuldet ist diese
Unmündigkeit, wenn die Ursache derselben nicht am Mangel des Ver-
standes, sondern der Entschließung und des Mutes liegt, sich seiner ohne
Leitung eines anderen zu bedienen. Sapare aude! Habe Mut. dich deines
eigenen Verstandes zu bedienen! ist also der Wahlspruch der Aufklärung.
... Daß aber ein Publikum sich selbst aufkläre, ist eher möglich; ja es ist,
wenn man ihm nur Freiheit läßt, beinahe unausbleiblich.”

Immanuel Kant, “Berlinische Monatsschrift”, 1784

“Ich hatte, anknüpfend an das Dankschreiben des Königs von Preußen
vom 25. Juli 1870, das mit den Worten schloß, er hoffe, daß die Freiheit
und Einheit Deutschlands das Ergebnis des Krieges sein werde, allerlei
kritische Bemerkungen gemacht. Ich hatte ausgeführt, daß wir zwar die
Einheit bekommen hätten, die Freiheit sei aber ausgeblieben ...
Es sei eben die alte Geschichte. Seien die Könige in der Verlegenheit, so
fehle es nicht an schönen Versprechungen, habe das Volk aber die Opfer
gebracht und die Könige gerettet, dann würden die gemachten Ver-
sprechungen vergessen und nicht eingelöst.”

August Bebel, 1865 Vors. des Arbeiterbildungs-
vereins, Mitgründer der Sozialdemokratischen Ar-
beiterpartei, wurde für vorstehenden Ausspruch am
6. Juli 1872 wegen Majestätsbeleidigung zu einem
Jahr Festungshaft verurteilt.



Die Osterweiterung der EU ist ein schwieriger Prozeß
Professor Søren Kjeldsen-Kragh,
Sektion für Ökonomie,
Den Kongelige Veterinær- og Landbrugshøjskole

Im Augenblick verhandelt die EU mit zehn zentral- und osteuropäischen
Ländern (ZOE-Länder), die um Aufnahme in die EU ersucht haben. Es
dreht sich um vier Visegradländer (Polen, Tschechien, Slowenien und
Ungarn, drei baltische Staaten (Estland, Lettland und Litauen), zwei
Balkanländer (Rumänien und Bulgarien) sowie Slowakien.

Generelle Probleme der Osterweiterung
Die Integration der zehn Länder ist ein sehr schwieriger Prozeß, der viele
Jahre dauern wird. Im ersten Durchgang sollen die Verhandlungen, die
zur Zeit stattfinden, mit Erfolg abschlossen werden. Das ist an sich schon
ein zeitraubender Prozeß, weil die Beitrittskandidaten ihre ganze
Gesetzgebung der gemeinsamen EU-Gesetzgebung anpassen müssen,
bevor sie aufgenommen werden können. Wenn der Beitritt realisiert ist,
sind die Probleme damit nicht vorbei. Dann sollen die schwachen
Wirtschaften der ZOE Staaten den Wettbewerb auf gleicher Grundlage
mit den starken Wirtschaftskräften der jetzigen EU-Staaten antreten.

Die Probleme bei dieser EU-Erweiterung sind bei weitem größer als
frühere Erweiterungen. Das hängt damit zusammen, daß die EU nach der
Erweiterung ein weit ungleicheres Gebiet ist als vorher. Die Erweiterung
ist groß, weil die Zahl der Länder von 15 auf 25 erweitert wird, und weil
die Einwohnerzahl der EU, die heute 370 Millionen Einwohner beträgt,
auf 100 Millionen Einwohnern erweitert wird.

Die Erweiterung bedeutet eine größere Heterogenität innerhalb der EU.
Sogar innerhalb der heutigen 15 EU-Staaten gibt es bedeutende Unter-
schiede hinsichtlich des Lebensstandards. Er ist generell höher in Nord-
europa als in Südeuropa. Es bestehen erhebliche Unterschiede hinsichtlich
der Probleme, die in den einzelnen Staaten vorkommen, unterschiedliche
Wirkungsweisen der Wirtschaft samt Unterschiede hinsichtlich der Präfe-
renzen der verschiedenen Länder.

Die Unterschiede, die es heute schon gibt, werden jedoch nach der
Osterweiterung weit größer werden. Bezogen auf die Kaufkraft beträgt
der Lebensstandard in den zehn ZOE-Staaten durchschnittlich nur ein
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Drittel des durschnittlichen Lebenstandards der EU. Gleichzeitig sind die
Unterschiede in der Lebenshaltung sehr groß zwischen den ZOE-Ländern.
In Tschechien und Slowenien ist der Lebensstandart etwa dreimal so hoch
wie in Lettland.

Es ist klar, daß es schwieriger ist, eine Gemeinschaft wie die EU funktions-
tüchtig zu machen, je verschiedenartiger die Verhältnisse in den einzelnen
Ländern sind. Es ist wichtig, daß auf längere Sicht ein kräftigeres Wachs-
tum in den zehn ZOE-Ländern stattfindet als in der EU, so daß die Ein-
kommenunterschiede schrittweise ausgeglichen werden. Die große Frage
ist jedoch, wie die zehn ZOE-Länder sich wettbewerbsmäßig durchsetzen.
Wenn die ZOE-Länder sich den EU-Verhältnissen unterordnen müssen,
risikiert man, daß ihnen das erschwert wird.

Besondere Probleme der Landwirtschaft.
In den jetzigen Erweiterungsverhandlungen ist man noch nicht zu den
entscheidenen Problemen der Landwirtschaft vorgedrungen. Die Probleme
hier sind groß. Erstens ist es nicht realistisch, sich vorzustellen, daß die
gegenwärtige Landwirtschaftspolitik ohne Änderungen auf die zehn ZEO-
Staaten ausgedehnt werden kann. Das bedeutet, daß die EU ihre Landwirt-
schaftspolitik ändern muß, bevor die zehn EZO-Staaten aufgenommen
werden können. Die Landwirtschaftssubsidiierung ist  hoch und sie hat
soziale Schlagseite in dem Verständnis, daß 80 Prozent der Beihilfen an die
20 Prozent der größten Betriebe der EU gehen. Eine Veränderung ist
schwierig, weil alle 15 Länder praktisch dieser zustimmen müssen, was
bedeuten würde, daß die Länder, die netto an den Agrarbeihilfen verdienen,
ihre Zuwendungen reduziert bekämen.

Zum anderen ist der Landwirtschaftsektor ein bedeutender Faktor in den
ZOE-Ländern. In den EU-Ländern sind heute 7,5 Millionen Menschen in
der Landwirtschaft beschäftigt, was bedeutend weniger sind als die 10
Millionen, die in den zehn ZOE-Ländern in dem Sektor beschäftigt sind.
Die Landwirtschaftsbeihilfen sind kleiner in den ZOE-Ländern als in der
EU. Würden die Landwirtschaftsbeihilfen der EU den ZOE-Ländern gewährt
werden wäre das ein klarer Gewinn für diese Länder. Das würde jedoch
erhebliche Überschußprobleme mit sich führen. Die Produktion in den
ZOE-Ländern ist relativ niedrig, aber die potentiellen Möglichkeiten für
eine Produktionserweiterung sind durchaus vorhanden. Eine verstärkte
Subsidiierung würde in der erweiterten EU zu einer Produktionssteigerung
in einer EU führen, die schon jetzt Überschußproduktion hat.
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Drittens hat die Landwirtschaft erhebliche Probleme durch den Wechsel
von der Planwirtschaft zur Marktwirtschaft. In den ersten Jahren nach
1989 gab es eine drastische Reduzierung der Landwirtschaftsproduktion,
und heute 12 Jahre nach der Wende ist die Produktion noch nicht auf das
Niveau von 1989 gekommen. Besonders die Tierproduktion liegt
wesentlich unter dem Niveau von 1989. Die Probleme haben ihren
Ursprung in mehreren Faktoren. Die Wende war mit einer kräftigen
Inflation verbunden, die die Kosten der Landwirtschaft erhöhten, und die
fallenden Realeinkommen schmälerten die Nachfrage. Eine wechselhafte
Landwirtschaftspolitik, die erst die Beihilfe des Staates abschaffte, um sie
später wieder einzuführen, tat ihr übriges.

In Verbindung mit der Wende hat es eine Privatisierung und
Umstrukturierung der Landwirtschaft gegeben. Diese Strukturänderungen
waren sehr problembeladen, und die Umstrukturierung ist noch nicht zu
Ende. Hinsichtlich der Betriebsgröße ist die Landwirtschaft entweder von
sehr großen Einheiten oder von einer großen Zahl sehr kleiner Einheiten
geprägt.

Die Produktivität der Landwirtschaftsindustrie ist sehr niedrig, weil der
Produktionsapparat veraltet ist. EineModernisierung und Effektivisierung
ist nötig, wenn die Landwirtschaftsprodukte der ZOE-Länder konkurrenz-
fähig gegenüber denen der EU werden sollen. Eine gewisse Liberalisierung
des Handels mit landwirtschaftlichen Produkten zwischen der EU und
den ZOE-Ländern hat stattgefunden, aber es zeichnet sich ein Muster ab,
daß die EU mehr in die ZOE-Länder exportiert als diese in die EU
verkaufen.

Schlußbemerkung

Es steht außer Zweifel, daß in politischen Kreisen in den ZOE-Ländern
ein breit gestreuter, starker Wunsch nach einer schnellen Aufnahme in die
EU besteht. Es besteht - kaum bezweifelbar - eine gespaltene Haltung in
der Bevölkerung zu der Frage. Die große Frage, die sich stellt ist, ob die
zentral- und osteuropäischen Staaten ökonomisch soweit sind, sich in
einer erweiterten EU zu behaupten. Sollten die zehn ZOE-Staaten statt
dessen nicht ihre Zusammenarbeit in einer Freihandelszone stärken,
bevor sie in die EU eintreten, wie Dänemark es seinerzeit mit der EFTA
getan hat, bevor es der EU beigetreten ist?
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Lettland und die Ost-Erweiterung der EU
Andreas Åbling Petersen, Koordinator für die Dänisch-Baltische-
Landwirtschaftsaustausch-Kooperation

Seit 1992 habe ich als Koordinator für die Dänisch-Baltische-Landwirt-
schaftsaustausch-Kooperation Landwirtschaftsorganisationen und ähn-
liche Verbände mitgegründet. Alles in allem bin ich fast ein Jahr in Lett-
land gewesen.
Ich habe mit Hilfe des Demokratiefonds daran teilgenommen, mehrere
Gruppen aus Lettland nach Dänemark einzuladen, um ihnen die dänische
Gesellschaft vorzustellen. Ich habe auch einen engen Kontakt zu vielen
der jungen Letten, die sich kürzere oder längere Zeit in Dänemark als
Auszubildende in der Landwirtschaft aufgehalten haben. Ich habe nicht
den Eindruck gewonnen, daß viele Letten den Gedanken einer EU-
Mitgliedschaft mit Begeisterung aufnehmen. Meinungsumfragen in
Lettland zeigen daher auch, daß eine Mehrheit der Bevölkerung gegen die
EU-Mitgliedschaft ist. Andererseits meinen viele, möglicherweise die
Mehrheit, daß Lettland keine Alternative hat. Und die Bedrohung der
Sicherheit des Landes, die sie vom Osten spüren, ist sicher eine Ursache
für ein Ja der Mehrheitsbevölkerung bei einer Volksabstimmung.

In der Zeit zwischen den Weltkriegen waren Lettland, Schweden,
Holland und Dänemark die vier führenden Länder in Europa auf
dem Agrarsektor mit einer großen Produktion von Qualitätswaren.

Die Sowjetunion deportierte viele der selbständigen Landwirte von Lettland
nach Sibirien (wie es in den anderen eingegliederten osteuropäischen
Ländern geschehen war), und die Landwirtschaft wurde zwangskollektiviert.
Viele Höfe wurden abgerissen, und große Kollektivbetriebe wurden errichtet.
Die Produktion wurde von Moskau gesteuert, und der größte Teil der
Produktion wurde ostwärts verschickt.

Nach dem Fall des Kommunismus ist der Export von Lettland aus
mehreren Ursachen fast zum Erliegen gekommen. Die großen Landwirt-
schaftskollektive wurden nach der Gesellschaftsumwälzung fast alle von
wutentbrannten lettischen Bauern zerstört. Sie versuchten danach als
selbständige Kleinbauern auf kleineren Eigengehöften anzufangen. Das
ist sehr schwierig, u. A. weil die Erfahrung fehlt, die selbständige Wirt-
schaftsform zu beherrschen.

Schlechte Absatzmöglichkeiten machen es schwierig, wenn gar unmöglich,
ertragsfähige Landwirtschaft in Lettland zu betreiben. Von einem
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Großexporteur von landwirtschaftlichen Produkten ist Lettland ein
Großimporteur geworden, und große Teile des landwirtschaftlich
nutzbaren Bodens liegen heute als Brachland. U.A. sind 50 % des Imports
der landwirtschaftlichen Produkte aus konkurrie-renden Ländern, zum
größten Teil aus der EU. Wo man noch 1992 Lebensmittelläden erleben
konnte, deren einzige Ware eingemachte Gurken oder rote Beete waren
(damals wurde fast die gesamte Produktion ostwärts geschickt), biegen
sich die Theken nun unter Lebensmitteln, sogar Fleischwurst aus Dänemark
(wahrscheinlich ohne Fleisch).

Ja, warum produzieren die Bauern Lettlands denn nicht selber die
Lebensmittel, die in Lettland gebraucht werden? hat man mich gefragt.
Es gibt mehrere Gründe dafür, daß es im großen und ganzen unrentabel
ist, Lebensmittel zu produzieren. Eine wichtige Ursache ist, daß die Über-
schußproduktion der EU mit beihilfen exportiert werden. Gleichzeitig ist
es unmöglich für lettische Bauern, landwirtschaftliche Produkte in der EU
zu verkaufen.

EU-Bauern melken ihre Kühe und kräftig die EU-Kasse

Mir ist bekannt, daß Molkereiproduzenten durchschnittlicher Größe in
Dänemark eine jährliche Bezuschussung von 2.150 dkr. (ca. 560 DM) pro
Kuh bekommen. Darüberhinaus bekommen die dänischen Molkereien
einen Exportzuschuß von 1,5 Milliarden dkr.; das entspricht zusätzliche
2.380 dkr. (ca. 600 DM) pro Kuh. D.h., daß die EU eine jährliche
Unterstützung von 4.500 dkr. (ca. 1.160 DM) pro Kuh gibt. Ich gehe davon
aus, daß das dem entspricht, was in anderen Ländern der EU bezahlt wird.
Die Subsidiierung bewirkt, daß es eine große Überproduktion gibt, die
billig an z.B. Lettland verkauft werden kann, sodaß die lettischen Bauern
nicht konkurrieren können. Das trifft natürlich nicht nur Lettland.

Viele verarmte Länder haben von der Weltbank die Auflage bekommen,
ihre Grenzen für den Import zu öffnen, wenn sie eine Anleihe bekommen
wollen. Damit wird ihr eigener Produktionsapparat zerstört.

Ich habe viele hochtrabende Reden gehört, wie viel und wie gut der
Westen den baltischen Staaten hilft. Bisher habe ich nur leichter erkennen
können, wie lettische Bauern ihre Verdienstmöglichkeiten auf allen Ge-
bieten zerstört werden, besonders der Zucker- und der Milchproduktion.
Ich erlaube mir hier an die Marshallhilfe zu erinnern, die Westeuropa nach
dem 2. Weltkrieg auf die Füße half; etwas Entsprechendes ist in Osteuropa
nach dem Zusammenbruch des Kommunismus nicht zu erkennen.
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Ich habe viele Letten gefragt, wie sie über die Übernahme lettischen Bodens
durch Ausländer denken. Fast alle meinen, daß lettischer Boden in der Hand
der Letten verbleiben sollte. Ich habe auch gefragt, wie sie zu der Regelung
stehen, Wohn- und Nutzungszwang für Landwirtschaftsflächen einzuführen,
wie wir es in Dänemark haben. Dazu ist ihre Antwort, daß sie das un-
demokratisch finden, weil der Besitzer von Grund und Boden natürlich das
Recht haben muß, an den zu verkaufen, den er für angemessen hält.

Das Problem ist, daß zwischen den Antworten eine Disharmonie besteht.
Der Preis für Landwirtschaftsflächen ist ca. 1.500 dkr. pro Hektar; und das
ist sogar mehr als die Mehrzahl der Letten zahlen können. Wenn also der
Bodenerwerb in Lettland für Ausländer freigegeben wird oder wenn
Lettland in die EU aufgenommen wird, ohne daß ein Gesetz über Wohnzwang
existiert, werden nicht viele Vormittage vergangen sein, bevor große Teile
des landwirtschaftlichen Bodens in Lettland in Fremdbesitz sind. Das
haben Lettlands Bauern früher schon gehabt, ja abgesehen von der Zeit
zwischen den Weltkriegen war es die Regel. Im Jahre 1905 machten sie
einen Aufstand gegen deutsche Großgrundbesitzer und brannten viele
Herrenhäuser ab. Diese Situation ist keiner Wiederholung wert, aber die
Übernahme der Ländereien durch Ausländer kann leicht eine haßerfüllte
Stimmung entstehen lassen, dafür gibt es deutliche Beispiele in Polen.

Ich erlaube mir davon auszugehen, daß es im EU-Apparat einige Personen
gibt, die die Situation in Lettland richtig einschätzen können. Was ist ihr Ziel?
Soll Lettland ganz in den Staub hinunter, sodaß es keine Ansprüche stellen
kann für den Eintritt in die EU? - Sollen die Landwirtschaftsgebiete Lettlands
von Ausländern in Besitz genommen werden oder in Brache oder Wald
übergehen? Sollen die Landwirtschaftsgebiete Lettlands entvölkert werden?

Allerdings ist die Osterweiterung der EU mehrmals als Möhre vor dem
Volksesel gebraucht worden, um uns die EU in besserem Licht erscheinen
zu lassen, aber wie eifrig wirken die leitenden EU-Politiker im Grunde für
die Aufnahme der osteuropäischen Länder, wenn es zum Schwur kommt?
- Und wie lang wird man die Übergangsordnungen machen bevor die
Bauern Lettlands berechtigt zur Unterstützung werden wie dänische und
andere EU-Bauern? - Und wie werden Unterstützungsmaßnahmen für die
Bauern zu der Zeit sein?

Leitende EU-Politiker und Beamte haben die Einstellung, daß die Land-
wirtschaftbeihilfen abgeschafft werden sollen bevor die osteuropäischen
Länder aufgenommen werden. - Gæmelske (Vorsitzender des dänischen
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Bauernverbandes), der ein leitender Däne ist, ist nicht sehr davon angetan,
daß die osteuropäischen Länder aufgenommen werden sollen wegen des
Wettbewerbs auf dem Lebensmittelmarkt. - Deutsche Politiker haben
Angst, ihr Land könne von billiger osteuropäischer Arbeitskraft über-
schwemmt werden. - u.a. Portugiesen und Spanier haben Angst, daß Bei-
hilfen ausgegeben werden müßten.

Deshalb glaube ich, daß Letten und andere Osteuropäer noch geraume
Zeit auf nicht gerade vorteilhafte Aufnahmebedingungen warten müssen.
Gleichzeitig macht die Anpassung an den EU-Markt die Wartezeit noch
schwieriger für die Bewerber.
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Zehn wichtige Fragen

1. Ist es angemessen, daß die EU die Gesetzgebung in Lettland und anderen
osteuropäischen Staaten bestimmt, ohne die Bevölkerung zu fragen?

2. Die Mehrzahl der Letten ist gegen die EU. Warum wird die Bevölkerung
nicht gefragt, ob sie wünscht, in die neue Union einzutreten?

3. Ist es angemessen, daß reiche westeuropäische Länder, die viele Jahre
gehabt haben, ihre Gesetzgebung nach ihrem Geschmack zu entwickeln,
beschließen können, daß die osteuropäischen Länder die gleichen
Gesetze benutzen sollen?

4. Ist es möglich, den Frieden zu bewahren und den Einwohnern Respekt
im Verhältnis zu den Behörden in ihrer Gesellschaft zu geben, wenn
das Volk nicht fühlt, daß es einen Einfluß auf die Gesetzgebung in
ihrem eigenen Land hat?

5. Die lettische und die osteuropäische Bevölkerung insgesamt waren
darauf eingestellt, unter einer Fremdherrschaft zu leben, die man als
feindlich betrachtete. Wird sich diese Einstellung ändern, wenn die
Übermacht aus dem Westen kommt?

6. Kann die EU ihre Prinzipien damit einführen, daß sie Geld / Zuschüsse
als Ausgleich dafür gibt, daß sie in Ländern Kontrollen einführt, in
denen man gelernt hat, daß Kontrollen gefährlich sind?

7. Ist es überhaupt möglich, die Bevölkerung in Lettland in dem Umfang
zu regieren, den man in der EU als gegeben ansieht, wenn man noch
in geringem Umfang EDV-Register hat?

8. Ist es möglich, eine mehr planwirtschaftliche Denkweise gegenüber
einer Bevölkerung einzuführen, wo man gerade erst die Marktwirtschaft
erlebt hat?

9. Ist die Sicherheit für diese Länder nicht ausreichend, wenn die NATO-
Mitgliedschaft eingerichtet ist?

10. Ist es rein handelsmäßig von Vorteil, daß man eine starke Grenze
gegenüber den russischen Ländern errichtet?



Netzwerk DEN und Grundtvig-Stiftung veranstalten seit mehre-
ren Jahren eine gemeinsame Seminarreihe „Wasser ist Leben“:

- da das Wasser, die „Quelle des Lebens“, ganz allmählich droht zu einer der
wichtigsten „Quelle des Profits“ zu verkommen; als eine der letzten Fundgruben
zur Kapitalanhäufung, die sich bisher den Akkumulationsprozessen des
Privatsektors entzogen hat -

- da es keinen technologischen, finanziellen, wirtschaftlichen, kulturellen,
politischen oder religiösen Grund gibt, weshalb die menschlichen Gesellschaften
zulassen sollten, dass das Wasser immer häufiger eine Quelle für Konflikte,
Krankheiten und Tod, für Umweltzerstörung, für zunehmend prekäre Verhältnisse
und für das Zerbrechen des sozialen Gefüges wird -

Immer neue Quellen und Formen der Ausbeutung und Verschmutzung von Wasser-
ressourcen werden entdeckt, die auf Wirtschaftszweige hinweisen, die bisher als nicht
verschmutzend gelten. So benötigt die Computer-Industrie zur Herstellung ihrer
hochintegrierten Schaltkreise sehr reines Wasser, wie man es nur in den alten Reserven
findet.

- Das Wasser muss also aus dem technisch-ökonomischen Betrachtungsschema
herausgelöst werden, damit sich eine neue Vision durchsetzen kann, in der das
Wasser nicht „res nullius“ ist (ein Gut, das niemanden gehört), sondern „res
publica“ (ein öffentliches Gut) - die erste globale „res publica“ der technologisch
und wirtschaftlich globalisierten Gesellschaften! Um dieses Ziel zu erreichen, ist
es unabdingbar, dass Bürger sich politisch engagieren.

- Es ist wichtig, das Wasser zu entstaatlichen, d. h., das Wasser aus der bürokratisch-
zentralistischen Logik der Staatsgewalt zu befreien und den Staat der Bürger
aufzuwerten. Es hat sich gezeigt, dass der Aufbau eines soliden und dauerhaften
Regelungssystems mehr Erfolgsaussichten hat, wenn die „Verwalter des Wassers“
vor allem menschliche Basisgemeinschaften sind. Sie neigen nämlich dazu, das
Wasser als ein „Gemeingut“ zu behandeln. Die Entstaatlichung des Wassers in
Organisationen der Zivilgesellschaft unterscheiden sich wesentlich von
Privatunternehmen.

Um einer demokratischen politischen Kultur nicht die lebenswichtigste Grundlage zu
entziehen, müssen die von Konzernen initierten und von der Weltbank propagierten
wasserpolitischen Ziele, aufs schärfste bekämpft werden, die konstatieren:

„Wasser muss ähnlich wie Erdöl oder irgendein anderer natürlicher Rohstoff
als wirtschaftliches Produkt angesehen und den Regeln des Freihandels unter-
worfen werden.“

So eine Wasserpolitik wäre letztlich ferngesteuert hinter demokratischen Masken nur
noch Finanzpolitik.



Wir erfahren seit einem Jahrzehnt im Land Brandenburg, wie gegen alle
Vernunft vor Ort, hinter demokratischen Masken ferngesteuerte wirtschaft-
liche Interessen sich gegen Mensch und Natur durchsetzen. Die übergeord-
nete Infrastrukturpolitik der Energie- und Wasserversorgung sowie
Abwasserentsorgung richtet im dünnbesiedelten ländlichen Raum der
neuen Bundesländer erheblichen Schaden an.

Menschenrechte, Grundgesetz und soziale Marktwirtschaft - die Ziele der
dramatischen Umwälzungen des Novembers 1989 - entschwinden mehr
und mehr. Der Einzelne gilt immer weniger, übermächtige Wirtschafts-
institutionen übernehmen Gesetz und Handeln. Was dringend intensiver
Untersuchungen, Offenlegungen und Diskussionen durch Wissenschaft,
Politik, Exekutive, Justiz und 4. Gewalt bedarf - und nicht energisch genug
geschieht - mag ein Blick über die Grenzen beispielhaft vermitteln:

„Lettland in der EU-Osterweiterung“ stammt aus einer Schrift der
„Vesteregnen mod Unionen“. „Vesteregnen mod Unionen“ ist eine Gruppe
von Menschen aus dem westlichen Südjütland zwischen Tondern und
Ripen - Vesteregnen -, die von sich schreiben:
„In den letzten Jahren haben wir viele Initiativen ergriffen, um über die
Europäische Union zu informieren. Wir haben dieses für notwendig erachtet,
weil die offiziellen Informationen meistens einer unkritischen Propaganda
für die Union gleichen, mit der keinem auf längere Sicht gedient ist.

Diese Broschüre stellt die Osterweiterung, besonders auf dem Landwirt-
schaftssektor zur Debatte.
Dank der guten engen Verbindungen von Vesteregnen zu einer Region in
Lettland ist es uns ermöglicht worden, praktische und mit Lettland ver-
bundene Sichtweisen neben die offiziellen zu stellen. Auch in den
Ostländern gibt es in EU-Angelegenheiten den Unterschied zwischen
offizieller und der Sichtweise des Volkes .

Die Bedingungen, die die EU stellt, werden viel Vernünftiges und viele
Zusammenhänge in der lettischen Tradition zerstören, die mühevoll
aufgebaut wurden. Wie die EU-Agrarordnungen bisher in der EU gewirkt
haben, kann man nicht umhin, das Richtige und Nachhaltige in dem
eingeleiteten Prozeß zu bezweifeln.
Andreas Åbling Petersen, Løgumkloster;
Niels Petersen, Skærbæck;
Jens Rosendal, Ballum; Redaktion.“
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